
_

Aktenzeichen: LrAn-200967/20-2014-kp/ah

Bearbeiterin: HR Mag.aa Karin Pindur
Telefon: 0732 / 7720-12081

Fax: 0732 / 7720-12099
E-mail: LR.Anschober@ooe.gv.at

14. Jänner 2014

Protokoll Sitzung des Beirates für das 
Eferdinger Becken am 25.11.2013 

Landesrat  Anschober  begrüßt  die  Anwesenden  zur  2.  Beiratssitzung  und  stellt  die 
Beschlussfähigkeit fest.

1. Genehmigung des letzten Protokolls sowie der Geschäftsordnung

Landesrat Anschober stellt die Anträge, sowohl das Protokoll der ersten Beiratssitzung als auch 
die  Geschäftsordnung zu genehmigen.  Beide Anträge werden durch Erheben der Hand mit 
darauffolgender Gegenprobe einstimmig angenommen.

In  weiterer  Folge  berichtet  Landesrat  Anschober  über  den  Stand  der  Entwicklungen  im 
Eferdinger Becken:

• Optimierung der Wehrbetriebsordnungen  

Eine Überprüfung und Optimierung der Wehrbetriebsordnungen der Donaukraftwerke wurde 
von  Oberösterreich  mehrfach  vom  zuständigen  Lebensministerium  eingefordert.  Eine 
entsprechende  Arbeitsgruppe  ("Task  Force")  wurde  mittlerweile  vom  Lebensministerium 
gestartet.  Dabei  sollen  jene  Vorschläge,  die  vom  Land  Oberösterreich,  aber  auch  von 
Betroffenen eingelangt sind, geprüft werden. Ziel sollte auch die Erarbeitung von Reformen 
sein und Regelungen für alle Kraftwerke vereinheitlicht werden, soweit dies fachlich sinnvoll 
ist. 

So gibt es zum Beispiel unterschiedliche Toleranzen bei den Wehrbetriebsordnungen der 
Donaukraftwerke, wie im Hochwasserfall das Kraftwerk zu fahren ist. Auch die Fragen der 
einheitlichen  Absenkgeschwindigkeiten  und  des  Infoflusses  vom  zuständigen 
Lebensministerium  an  das  Land  Oberösterreich  im  Katastrophenfall  müssen  optimiert 
werden. 

Besonders  wichtig  ist  der  Infofluss  durch  das  zuständige  Lebensministerium  an  die 
Krisenstäbe  des  Landes,  wenn  im  Katastrophenfall  von  genehmigten 
Wehrbetriebsordnungen auf Antrag des Konsensinhabers (VHP) abgegangen wird. Hier ist 
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das  Ziel  ein  Übereinkommen  zwischen  den  Bundesländern,  dem  Verbund  und  dem 
Lebensministerium. Eine Verankerung im Hochwasserrahmenplan wird angestrebt. 
Auch  die  Frage  der  Vorabsenkung  im Staubereich  soll  von  der  "Task  Force"  überprüft 
werden. 

Der Erstbericht der externen Evaluierung durch die Universität  Kassel zur Frage, ob die 
Wehrbetriebsordnungen  der  oberösterreichischen  Donaukraftwerke  eingehalten  wurden, 
wurde bei  den Infoveranstaltungen im September bereits  präsentiert.  Die Frage,  welche 
Auswirkungen  die  festgestellten  Abweichungen  von  den  Wehrbetriebsordnungen  im 
Einzelfall hatten, fehlt noch und wird voraussichtlich im Februar 2014 vorliegen. 

• Sedimentmanagement  

Auch die Frage eines umfassenden Sedimentmanagements durch den Bund ist noch nicht 
zur Zufriedenheit gelöst. Die bereits eingelangten Vorschläge der Bürgermeister werden von 
Prof. Theobald überprüft; ein Ergebnis sollte im April 2014 vorliegen. Ebenfalls erfolgt von 
Prof.  Theobald  eine  Szenarienanalyse.  Die  Anlandungen  durch  die  Sedimente  müssen 
ebenfalls vom Ministerium überprüft werden.

Bürgermeister Müllner informiert darüber, dass der Bescheid zur Räumung der Flächen von 
Sedimenten seitens der Gemeinde Goldwörth beeinsprucht wird. Seines Erachtens sollte 
die Rückverfrachtung der Sedimente das letzte Mittel sein. 

Allerdings  sollen  nicht  wie  ursprünglich  geplant  400.000  m³  in  die  Donau  eingebracht 
werden, sondern nur mehr rund 30.000 m³. Der Rest wurde anderweitig entsorgt. 

Bürgermeister Allerstorfer ist völlig anderer Meinung als Bürgermeister Müllner. Für ihn ist 
es überaus problematisch, dass sich noch rund 370.000 m³ Sedimente an Land befinden 
und somit dem Hochwasser Retentionsraum wegnimmt. Seines Erachtens sollte auch die 
Frage der Vorabsenkung ausschließlich durch Fachkräfte geprüft  werden und nicht  eine 
Laiendiskussion stattfinden. Insgesamt wünscht er sich eine versachlichtere Diskussion.

Dem  schließt  sich  Landesrat  Anschober  an.  An  einer  emotionalisierten  Diskussion  und 
aufgeheizten  Stimmung  ist  der  betroffenen  Bevölkerung  im  Eferdinger  Becken  am 
wenigsten gedient. 

Prof. Habersack beschäftigt sich europaweit mit der Frage des Sedimentmanagements und 
der Stauraumspülungen.  Die Frage der wirtschaftlichen Verwendung der Sedimente wird 
auch von der via donau gemeinsam mit der Montanuniversität Leoben bearbeitet, die eine 
Nutzung dieses wertvollen Rohstoffes ins Auge fasst. Allerdings bewegen wir uns hier in 
Größenordnungen von rund 120.000 m³ und nicht in der vorliegenden Quantität. 

Laut  Landesrat  Anschober  liegt  der  Bericht  der  via  donau  zu  der  Gesamtanzahl  der 
Sedimente  im  Eferdinger  Becken  noch  nicht  vor,  erste  Erkenntnisse  zeigen  aber 
dramatische Umwälzungen in den Stauräumen.

2. Klärung von offenen Fragen mit dem BMVIT

Landesrat  Anschober betont  die außerordentlich gute Zusammenarbeit  mit  Ministerin  Bures. 
Das  BMVIT  ist  dem Land  Oberösterreich  bereits  bei  einigen  Punkten  entgegengekommen. 
Trotzdem  wird  er  nochmals  den  Versuch  unternehmen,  weitere  noch  offene  Fragen  und 
Anliegen aus der Region mit Ministerin Bures bis zur nächsten Beiratssitzung am 20. Jänner 
2014abzuklären.  Allerdings  muss die  Relation  zu anderen Hochwasserschutzprojekten  bzw. 
eine Vergleichbarkeit mit diesen hergestellt werden. 
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Mag. Weingraber berichtet, dass in jenen Zonen, in denen Angebote zum freiwilligen Absiedeln 
erstellt  werden,  80  %  des  Zeitwertes  der  Objekte  (  inkl  Nebengebäude,  Einfriedungen, 
Pflasterungen,  etc)  als  Förderung gewährt  wird.  In  diesen 80 % sind der  Abbruch und die 
Entsorgungskosten inkludiert. Wichtig ist, dass der Zustand des Hauses vor dem Hochwasser 
bewertet wird. Allerdings legt der Bund als größter Fördergeber die Rahmenbedingungen fest. 
Förderungen werden auf freiwilliger Basis gewährt, auch die Absiedelung kann nur freiwillig im 
Einverständnis mit dem Grundeigentümer erfolgen.

Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung sind einerseits ein Fördervertrag zwischen 
dem  Bund  und  Land,  die  Festlegung  der  Absiedelungsgebiete  bzw  die  entsprechenden 
Gemeinderatsbeschlüsse sowie die Zustimmung des Eigentümers zur Einsichtnahme in den 
Bauakt  und  zur  Schätzung.  Auch  ein  eigener  Fördervertrag  mit  dem  Absiedelungswilligen 
erfolgt. 

Seitens  der  Gemeinde  muss  eine  Sonderwidmung  "Hochwasserabflussbereich"  sowie  die 
Rückwidmung der betroffenen Grundstücke auf Grünland erfolgen. Gefördert werden nicht nur 
das Gebäude, sondern auch Zäune, Einfriedungen, Schwimmbäder, Pflasterungen, Garagen, 
etc. 

Empfehlenswert  ist  jedenfalls,  ein Schätzgutachten erstellen zu lassen;  damit ist  noch keine 
Verpflichtung  zur  Absiedelung  verbunden.  Es  wird  eine  ausreichende  Entscheidungszeit 
eingeräumt werden. Die Kosten des Gutachtens werden vom Bund und Land getragen, eine 
Kontrollschätzung durch das Finanzministerium erfolgt jedoch.

Folgende Wünsche aus der Region sind noch offen:

• Hochwassersicheres  Sanieren bzw.  Hochsiedeln  im Absiedelungsgebiet  kann derzeit 
noch nicht gefördert werden.

• Eine Frage, die im Zuge der zahlreichen Gespräche von Betroffenen aufgetaucht ist, 
sind Anpassungen, vor allem bei bäuerlichen Betrieben, an gesetzliche Bestimmungen, 
die mit Erweiterung der Gebäude verbunden sind (zB. Tierschutzbestimmungen): hier 
gab es eine Vorabstimmung mit  dem BMVIT,  derartige Anpassungen an gesetzliche 
Bestimmungen sind zulässig.

• Schutz  des  Golfplatzes  durch  einen  Damm:  eine  Förderung  ist  aus  Mitteln  des 
Wasserbautenförderungsgesetzes nicht möglich.

• Verbleib von Maschinenhallen im Absiedelungsbereich: derzeitige Ansicht des BMVIT 
ist, dass alle Objekte von Absiedelungswilligen zu schleifen sind. Dies wird allerdings bei 
Ministerin  Bures  noch  thematisiert  werden,  um  Landwirten  des  Eferdinger  Beckens 
entgegenkommen zu können.

• Ein  Ersatzbau  im  Absiedelungsgebiet:  derzeit  keine  Förderung  gemäß 
Wasserbautenförderungsgesetz.

Landesrat  Anschober  sagt  zu,  die  offenen  Fragen  nochmals  mit  dem  BMVIT  bzw. 
Bundesministerin  Bures  erörtern  zu  wollen.  Ziel  soll  ein  Termin  mit  Ministerin  Bures  und 
Vertretern des Beirates vor der nächsten Beiratssitzung am 20.1.2014 sein. Dann sollte auch 
feststehen,  welche  Erfordernisse  auf  Gemeindeebene  notwendig  sind,  also  welche 
Gemeinderatsbeschlüsse  gefasst  werden  müssen,  damit  Absiedlungswilligen  Förderungen 
gemäß Wasserbautenförderungsgesetz gewährt und ausbezahlt werden dürfen. 

Ab Mitte Jänner 2014 wird voraussichtlich ein Schätzgutachter im Eferdinger Becken unterwegs 
sein. Diese Gutachten werden vom Finanzministerium kontrollgeschätzt. Im Mai 2014 dürften 
somit Angebote für Interessenten zum freiwilligen Absiedeln auf Basis der kontrollgeschätzten 
Gutachten vorliegen.
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Parallel dazu ist es aber notwendig, dass bis Mai 2014 seitens der Gemeinden die notwendigen 
Gemeinderatsbeschlüsse  vorliegen.  Sollten  diese  nicht  vorliegen,  dürfen  auf  Grund  der 
Vorgaben des Bundes keine Förderungen ausbezahlt werden.

Auf  Nachfrage  von  Bürgermeisterin  Böker  betont  Landesrat  Anschober,  dass  die 
widmungsgemäße  Verankerung  der  Bauverbote  sowie  die  Ausweisung 
"Hochwasserabflussbereich"  Grundvoraussetzungen  für  die  Auszahlung  von  Förderungen 
gemäß  Wasserbautenförderungsgesetz  sind.  Dies  wurde  seitens  des  Ministeriums  so 
kommuniziert. Bis Jänner 2014 sollte Klarheit bestehen, welche Kriterien konkret zu verankern 
sind.

Für  Bürgermeister  Allerstorfer  ist  das Absiedeln  ein heftiger  Eingriff  in  die Privatsphäre der 
Betroffenen. Er präferiert die Adaptierung der Wehrbetriebsordnungen, die Klärung der Frage 
der Sedimente, etc. Auch Anschüttungen an Land bzw die Anlandungen aus der Vergangenheit 
sind schuld am Hochwasser - ebenso wie Widmungsfehler. Seines Erachtens ist der Verbund 
nicht für alles in Verantwortung zu ziehen. Eine schnelle Festlegung der Absiedlungszonen war 
auch  wichtig  für  jene  betroffenen  Personen,  die  absiedeln  möchten.  Er  trägt  jedenfalls  die 
Vorgangsweise  des Landes Oberösterreich  mit,  ersucht  jedoch,  die  Fragen der  Sedimente, 
Wehrbetriebsoptimierungen etc. nicht zu vergessen.

Landesrat Anschober verweist nochmals eindringlich auf die Vorgaben des Bundes. So ist es 
dringend notwendig, dass die erforderlichen Widmungsbeschlüsse der Gemeinderäte erfolgen, 
damit die Förderungen für die Absiedelungswilligen ausbezahlt werden dürfen.

Landesrat Strugl führt aus, dass der Gemeinderat Neuplanungsverordnungen festzulegen hat. 
Natürlich  ergibt  dies Einschränkungen für  die  Betroffenen und ist  für  alle  nicht  einfach.  Die 
Raumordnungsabteilung des Landes hat gemeinsam mit der Gruppe Schutzwasserwirtschaft 
Vorüberlegungen angestellt und Muster für die Gemeinden konzipiert. 

Was die Frage der Ersatzflächen für jene, die einen Baugrund suchen, betrifft, so wird sich die 
Abteilung  Raumordnung  hinsichtlich  ihrer  Vorgangsweise  an jener  im Machland  orientieren. 
Allerdings müssen die Gemeinden Vorschläge für Ersatzflächen einbringen, dies war auch im 
Bereich  des  Machlanddammes  so.  Landesrat  Strugl  spricht  eine  Einladung  an  die 
Bürgermeister aus, hier mit Vorschlägen an die Raumordnungsabteilung heranzutreten. Sollten 
Vorschläge für neue Ansiedelungsgebiete kommen, so werden die Sachverständigen aus der 
Abteilung  Raumordnung  selbstverständlich  zur  Verfügung  stehen.  Einige  Vorschläge  liegen 
bereits vor und werden geprüft. Leider gibt es in Goldwörth keine Bereiche außerhalb HQ300. 
Seitens des Landes ist es nicht möglich, aktiv Gründe zur Verfügung zu stellen, hier sind die 
Gemeinden am Zug und müssen sich bei der Suche nach Ersatzflächen aktiv einbringen.

Im  Zusammenhang  mit  den  raumordnungsrechtlichen  Fragen  lädt  Landesrat  Strugl  alle 
Bürgermeister zu einem Termin ein.

Bürgermeister Müllner verweist darauf, dass die Frage der Leistbarkeit für die Betroffenen ein 
wesentliches  Entscheidungskriterium  ist,  ob  das  Absiedlungsangebot  angenommen  werden 
kann. Es sollten allerdings auch die Wünsche jener, die nicht absiedeln wollen, berücksichtigt 
werden. Er hofft, dass im Jänner 2014 bereits viele Fragen beantwortet werden können. 

Auf Anfrage von Bürgemeister Schuhmann erläutert Mag. Weingraber nochmals die Kriterien, 
die zur Absiedelungszone geführt hat: 

Grundsätzlich geht es nicht um die Schaffung von Retentionsraum, sondern um die Sicherung 
bzw  den  Erhalt  des  Retentionsraums  –  das  Eferdinger  Becken  ist  seit  Jahrmillionen  ein 
natürlicher Retentionsraum, der im Laufe der Zeit besiedelt wurde. Entscheidungsrelevant für 
die  Einbeziehung  in  die  Absiedelungszone  waren  die  Überflutungshöhen,  die 
Strömungsgeschwindigkeiten, die Frage der Evakuierbarkeit (Gefährdung der Einsatzkräfte und 
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der  BewohnerInnen),  die  Schützbarkeit  sowie  ob  es  sich  um  Objekte  im  Verband  oder 
Streusiedelungen handelt. Auch im generellen Projekt, das Ende 2015 vorliegen soll, wird es 
weitere Absiedelungszonen geben. 

Landesrat  Anschober  verweist  darauf,  dass  es  der  vielfach  und  sehr  eindringlich  an  uns 
herangetragene Wunsch von Betroffenen war, Absiedelungszonen rasch zu definieren.

Mag. Weingraber erläutert weiters, dass Feriensiedlungen derzeit von Absiedelungsangeboten 
ausgeschlossen sind. Allerdings ist es erforderlich. hier das Risiko zu minimieren. Im Zuge des 
generellen Projektes werden diese Bereiche näher geprüft,  wie eine Evakuierung vonstatten 
gehen kann. Auch für die Siedlung am Brandstätter See gibt es derzeit noch keine Lösung.

Das  generelle  Projekt  wird  eine  Mischung  zwischen  aktiven  und  passiven 
Hochwasserschutzmaßnahmen  darstellen.  Seitens  des  BMVIT  wird  vorrangig  Absiedelung 
präferiert, da hier das menschliche Leid nachhaltig minimiert werden kann, da keine weiteren 
Hochwasserschäden mehr entstehen können. 

Im Modul 2 wird es viele unterschiedliche Bereiche geben: mobile Elemente (wie in Grein und 
Mauthausen),  klassische  Dammanlagen,  Einzelobjektschutzmaßnahmen,  aber  auch 
Absiedelungen. 

Die Betroffenen haben vielfach den Wunsch geäußert, dass noch aufgetretene Wünsche, die 
die Absiedelung betreffen, rasch mit dem zuständigen BMVIT geklärt werden. Dies wird seitens 
des  Landes  auch  erfolgen,  aber  am  Ende  des  Tages  entscheidet  das  BMVIT  als  größter 
Fördergeber  und zuständiges  Ministerium,  welches  Entgegenkommen noch möglich  ist  und 
welches  nicht.  Darüber  hinaus  ist  auch  die  Frage  der  Vergleichbarkeit  mit  anderen 
Absiedelungszonen, wie in Enns, im Machland sowie in Niederösterreich für das Ministerium 
entscheidend. Sondersituationen sind immer schwierig.

Bürgermeister Eidenberger verweist darauf, dass das Eferdinger Becken nicht zu 100 % mit 
dem Machland verglichen werden kann, da die Preise im Bezirk Perg und im Bereich von Linz-
Umgebung7 Urfahr- Umgebung weit auseinanderklaffen. 

Dieses Problem der unterschiedlichen Grundstückspreise im Bereich des Machlandes und im 
Eferdinger  Becken  könnte  allenfalls  gelöst  werden,  indem  Umwidmungen  von  Grünland  in 
Bauland  erfolgen.  Diesbezüglich  ist  jedoch  enger  Kontakt  mit  der  Raumordnungsabteilung 
herzustellen. 

Auf Nachfrage von Bürgermeister Eidenberger wird erläutert, dass Absiedlungswillige frei über 
die Förderung verfügen können, wenn die abgelösten Objekte entfernt und entsorgt werden: es 
kann damit ein Haus gebaut oder gemietet werden, es aber auch möglich ist, sich für betreutes 
Wohnen zu entscheiden oder eine Mietwohnung zu nehmen, etc. 

Auch  die  Frage,  wie  schnell  die  Absiedelung  nach  der  Entscheidung  umzusetzen  ist,  wird 
diskutiert. Landesrat Anschober schlägt fünf Jahre ab der Entscheidung, dass das Angebot zur 
freiwilligen Absiedelung angenommen wird, vor. Dabei ist zu beachten, dass die Finanzierung 
aufgrund des verbindlichen Art. 15a bis 2022 jedenfalls gesichert ist. 

Landtagsabgeordneter  Mühlböck betont,  dass die Absiedelung ein Angebot  ist,  keiner muss 
gehen.  Auch  dies  ist  zu  kommunizieren,  dass  es  Sache  eines  jeden  Einzelnen  ist,  dieses 
Angebot anzunehmen oder nicht. 

Zum zeitlichen Ablauf erläutert Landesrat Anschober:

• Bis zur nächsten Beiratssitzung am 20. Jänner 2014 erfolgt eine nochmalige Abklärung 
mit dem BMVIT hinsichtlich der offenen Fragen und Wünsche. 
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• Am 20.01.2014 erfolgt  ein  Vorschlag  bezüglich  der  Beschlüsse  der  Gemeinden,  die 
hinsichtlich der Flächenwidmung notwendig sind.

• Bis  Anfang  Mai  2014  müssen  die  entsprechenden  Gemeinderatsbeschlüsse  gefasst 
sein. 

• Bis dahin sollten die Angebote bzw. die Gutachten für die Betroffenen vorliegen. Mag. 
Weingraber  betont,  dass  hinsichtlich  des Zeitplans  danach getrachtet  werden  muss, 
nicht nach 2022 zu kommen, da die Finanzierung nur bis 2022 gesichert ist. 

Dieser Zeitplan wird einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Wie lange die Betroffenen nach Erhalt der Schätzgutachten Zeit haben, sich zu entscheiden, 
sollte durch den Beirat festgelegt werden. Vorgeschlagen wird, die Frist zur Entscheidung, ob 
das Angebot angenommen wird, bis Ende 2015 zu erstrecken. Bis zu diesem Zeitpunkt sollten 
die  Betroffenen  entscheiden,  ob  sie  das  Angebot  auf  Basis  des  Schätzgutachtens  zur 
freiwilligen Absiedelung nützen oder nicht. 

Dies  wird  einstimmig  beschlossen,  die  Betroffenen  haben  bis  Ende  2015  Zeit,  sich  zu 
entscheiden,  ob  sie  anhand  des  Schätzgutachtens  absiedeln  möchten  oder  nicht. 
Bürgermeister Schuhmann enthält sich der Stimme. 

Die Frage, wie schnell die Absiedelung nach der Entscheidung umzusetzen ist, wird nochmals 
diskutiert. Landesrat Anschober schlägt fünf Jahre ab der Entscheidung, dass das Angebot zur 
freiwilligen Absiedelung angenommen wird, vor. Dies wird einstimmig beschlossen. 

Landesrat  Anschober  berichtet  noch  über  geplante  Informationsveranstaltungen  für  die 
BürgerInnen  durch  professionelle  Institute.  Damit  soll  die  Einbindung  der  BürgerInnen 
bestmöglich erfolgen. Hier sind unter anderem Workshops geplant, die professionell unterstützt 
werden. Derzeit werden Vergleichsangebote eingeholt. 

Bürgermeister Allerstorfer berichtet, dass ein Positionspapier in der Marktgemeinde Feldkirchen 
von  betroffenen  Personen  erarbeitet  wird.  Dies  soll  ein  Beitrag  zur  Aufarbeitung  der 
Hochwasserkatastrophe sein und nicht als Oppositionsarbeit angesehen werden.

3. Allfälliges:

• Landesrat Anschober berichtet vom Angebot der Bürgermeister aus dem Bereich des 
Machlandes,  im  Beirat  über  ihre  Erfahrungen  mit  Absiedelungen  und 
Hochwasserschutzmaßnahmen zu berichten. Da seitens der Beiratsmitglieder durchaus 
Interesse besteht, erfolgt eine Einladung für die nächste Beiratssitzung am 20. Jänner 
2014 ab 15:30 Uhr. 

• Auf Anfrage erläutert Landesrat Anschober, dass in Absiedelungszonen ausschließlich 
Angebote für  das freiwillige Absiedeln gefördert  werden.  In diesen Bereichen gibt  es 
keine weiteren Förderungen für andere Hochwasserschutzmaßnahmen. 

• Mag Weingraber berichtet, dass die HQ100-Linie auf Basis des neuen Hochwassers neu 
überrechnet  wird;  sobald  das  Ergebnis  vorliegt,  werden  sämtliche  Bürgermeister 
informiert. Dies wird voraussichtlich im März 2014 sein. 

• Zur  Frage  von  Bürgermeister  Schuhmann,  ob  im  Zentrum  von  Alkoven  noch 
Baumaßnahmen  zugelassen  werden  können,  empfiehlt  Mag.  Weingraber,  den 
Planungsprozess abzuwarten.
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• Bürgermeister  Schuhmann  und  Bürgermeister  Müllner  sprechen  nochmals  den  ihrer 
Ansicht nach zu hohen Selbstbehalt von 20 % für die Absiedelungswilligen an, da jene 
Personen, die aktive Hochwasserschutzmaßnahmen wie Dämme oder mobile Elemente 
erhalten, keine Kosten zu tragen haben. Hier wird darauf verwiesen, dass auf Basis der 
Wasserrahmenrichtlinien durchaus die Möglichkeit besteht, dass jene, die einen Vorteil 
aus einer Hochwasserschutzmaßnahme lukrieren,  auch zu Leistungen herangezogen 
werden können. Diese Diskussion ist auf EU-Ebene aber noch nicht abgeschlossen. 

Mag.aa Karin Pindur
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